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1 
Grundstückskaufverträge: Option zur 
Umsatzsteuer, aber richtig! 
Einführung 
Grundstücksverkäufe an Unternehmer können als 
nicht steuerbare Geschäftsveräußerung im Ganzen 

(i. W. GiG) oder als "normale" steuerfreie Veräuße-
rung zu behandeln sein. Von Bedeutung ist diese 
Differenzierung im Hinblick auf eine mögliche Berich-
tigung der im Zusammenhang mit dem Objekt gel-
tend gemachten Vorsteuer (nach § 15a UStG). Bei 
der GiG ergibt sich keine Vorsteuerberichtigung für 
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den Verkäufer, da der Erwerber in dessen "Fußstap-
fen" tritt und das Vorsteuerkorrekturpotential fortführt. 
Liegt hingegen keine GiG vor ist der Verkauf steuer-
frei. Eine Korrektur der Vorsteuer zuungunsten des 
Verkäufers kann dann nur durch eine Option zur 
Umsatzsteuer vermieden werden (§ 9 Abs. 1 UStG) 
Gehen die Vertragsparteien davon aus, dass der 
Verkauf als GiG zu behandeln ist, wird häufig zusätz-
lich eine Umsatzsteuerklausel vereinbart, wonach 
zur Umsatzsteuer optiert wird, um eine Vorsteuerbe-
richtigung zu vermeiden, falls die Finanzverwaltung 
den Verkauf nicht als GiG qualifiziert. 

Aktuelle Rechtslage 
Die aktuelle Rechtsauffassung lässt eine Option zur 
Umsatzsteuer nur noch bis zur formellen Bestands-
kraft der Steuerfestsetzung für das Jahr des Ver-
tragsabschlusses zu. Diese tritt mit Ablauf der Ein-
spruchsfrist des entsprechenden Umsatzsteuerbe-
scheides ein. Bisher beinhalteten die Umsatzsteuer-
klauseln häufig nur eine bedingte Option zur Um-
satzsteuer, die dann eintrat, wenn die Finanzverwal-
tung die GiG endgültig abgelehnt hatte. Aufgrund der 
geänderten Rechtslage wird nunmehr zu einer unbe-
dingten Option geraten, da befürchtet wird, dass auf-
grund Eintretens der formellen Bestandskraft die be-
dingte Option ins Leere läuft. Eine Stellungnahme 
der Finanzverwaltung zu dieser wichtigen Frage fehl-
te bisher. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Die Oberfinanzdirektion (OFD) Frankfurt a. M. bestä-
tigt nun, dass nur die unbedingte Option vor einer 
Vorsteuerberichtigung schützt. Eine unbedingte Op-
tion liegt dann vor, wenn die Vertragsparteien im no-
tariellen Kaufvertrag die unbedingte Option zur Um-
satzsteuer nach § 9 Abs. 1 UStG erklären und 
gleichzeitig vereinbaren, dass der Grundstücksver-
kauf als GiG zu behandeln ist. 

Konsequenzen 
Auch wenn es sich grundsätzlich widerspricht, 2 Din-
ge gleichzeitig zu vereinbaren, die sich gegenseitig 
ausschließen, so ist der Finanzverwaltung zu folgen. 
Umsatzsteuerklauseln, die eine Berichtigung der 
Vorsteuer bewirken sollen, müssen unbedingt ver-
einbart werden. 

 

2 
Zivilprozesskosten als außergewöhn-
liche Belastungen: Finanzgericht wi-
derspricht BFH ein weiteres Mal 

 

Kernproblem 
Im Jahr 2011 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entge-

gen seiner bis dahin geltenden Rechtsprechung ent-
schieden, dass Zivilprozesskosten als außergewöhn-
liche Belastungen (agB) zu berücksichtigen sind, 
wenn der Steuerpflichtige darlegen kann, dass die 
Rechtsverfolgung oder -verteidigung eine hinrei-
chende Aussicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig 
erscheint. Die Finanzverwaltung hat danach einge-
räumt, für eine eindeutige, zuverlässige und rechts-
sichere Einschätzung der Erfolgsaussichten eines 
Zivilprozesses bzw. der Motive der Verfahrensbetei-
ligten keine Instrumente zur Verfügung stellen zu 
können. Folglich hat sie das Urteil des BFH mit ei-
nem Nichtanwendungserlass belegt. Von der geän-
derten Rechtsprechung ist eine erhebliche Anzahl 
von Fällen betroffen, mit denen sich jetzt zunächst 
die Finanzgerichte herumschlagen dürfen, bis der 
BFH seine Ausführungen konkretisiert. Das gilt umso 
mehr, nachdem die im Jahressteuergesetz 2013 ge-
plante Abzugsbeschränkung vorerst gescheitert ist. 
Jetzt ist ein weiterer Fall vor dem Finanzgericht (FG) 
Hamburg anhängig geworden. 

Sachverhalt 
Der Steuerpflichtige hatte Zivilprozesskosten von ca. 
5.000 EUR im Zusammenhang mit einer beim Land-
gericht erfolglos erhobenen Klage auf Erlösauskehr 
bzw. Entschädigung aus Gesellschaftsanteilen an 
einer in der ehemaligen DDR enteigneten Komman-
ditgesellschaft (KG) aufgewendet. Die Anteile hatte 
er 1993 erworben; zu diesem Zeitpunkt waren die 
Vermögensgegenstände der KG jedoch bereits vom 
damaligen Betreiber veräußert worden. Seine Zivil-
klage gegen die Bundesanstalt für vereinigungsbe-
dingte Sonderaufgaben blieb erfolglos. Den vorran-
gig begehrten Betriebsausgabenabzug verwehrte 
das Finanzamt, weil eine Rückübertragung des Un-
ternehmens von vornherein ausgeschlossen war. 
Dem hilfsweise gestellten Antrag auf Abzug als au-
ßergewöhnliche Belastungen konnten die Beamten 
den Nichtanwendungserlass entgegenhalten. 

Entscheidung 
Das FG Hamburg schloss sich den Argumenten des 
Finanzamts an und ging damit (wie bereits andere 
Gerichte) auf Konfrontationskurs zum BFH. Die eine 
Außergewöhnlichkeit voraussetzende Zwangsläufig-
keit der Aufwendungen lag nach Auffassung der 
Richter nicht vor, denn die geltend gemachten An-
sprüche und das Risiko einer Durchsetzung wurden 
freiwillig erworben. Auch ein Zusammenhang mit 
dem notwendigen Lebensbedarf des Steuerpflichti-
gen und seiner Familie war für das FG nicht erkenn-
bar. Im Hinblick auf die Entscheidung des BFH ist 
das FG der Auffassung, dass bei der Frage nach der 
Zwangsläufigkeit nicht außer Acht bleiben könne, ob 
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auch das den Prozess auslösende Ereignis für den 
Steuerpflichtigen zwangsläufig gewesen sei. Ande-
renfalls würden Prozesskosten in höherem Maße be-
rücksichtigt, als andere privat veranlasste Aufwen-
dungen. 

Konsequenz 
Die Revision beim BFH ist bereits eingelegt worden. 
Zurzeit kann nur empfohlen werden, jegliche Zivil-
prozesskosten in der Steuererklärung geltend zu 
machen und das Verfahren offenzuhalten. 

 

3 
Unmittelbarer Gesellschafterwechsel 
im Grunderwerbssteuerrecht 

 

Kernaussage 
Es liegt auch dann ein der Grunderwerbsteuer unter-
liegender Erwerbsvorgang vor, wenn ein Gesell-
schafter einer grundstückshaltenden Personenge-
sellschaft seine Beteiligung auf einen neuen Gesell-
schafter überträgt und dieser die Beteiligung treu-
händerisch für den früheren Gesellschafter hält. 

Sachverhalt 
An der klagenden GmbH & Co. KG waren 2 Kom-
manditisten zu je 50 % beteiligt. Die GmbH & Co. KG 
kaufte 2004 diverse Grundstücke. Nach dem Eigen-
tumsübergang trat einer der Kommanditisten seinen 
Kommanditanteil an die Ehefrau des anderen ab. 
Dieser wiederum tat im März 2006 das gleiche. Nach 
einem Treuhandvertrag sollte die Ehefrau den Kom-
manditanteil treuhänderisch für ihren Ehemann hal-
ten und nach seinen Weisungen handeln. Das Fi-
nanzamt erließ im Jahr 2007 einen Feststellungsbe-
scheid, wonach aufgrund des vollständigen Gesell-
schafterwechsels Grunderwerbsteuer in voller Höhe 
anfalle. Hiergegen klagte die GmbH & Co. KG vor 
dem Finanzgericht. Unter anderem aufgrund verfah-
rensrechtlicher Mängel musste in letzter Instanz der 
Bundesfinanzhof (BFH) entscheiden. 

Entscheidung 
Der BFH entschied, dass beide Übertragungsvor-
gänge der Grunderwerbsteuer unterliegen, weil je-
weils ein unmittelbarer Gesellschafterwechsel vorlag. 
Ein solcher ist auch dann gegeben, wenn ein Gesell-
schafter der GmbH & Co. KG seine Beteiligung auf 
seinen Ehegatten überträgt und dieser als Treuhän-
der fungiert. Wenn sich innerhalb von 5 Jahren der 
Gesellschafterbestand einer Personengesellschaft 
mit Grundstücken zu mindestens 95 % ändert, fällt 
nach dem Gesetz Grunderwerbsteuer an. Dies war 
hier der Fall, da zivilrechtlich – was entscheidend 
war – die Ehefrau alleinige Gesellschafterin wurde. 

Eine Ehe allein führt nicht zur Verneinung eines 
grunderwerbsteuerpflichtiger Erwerbsvorgangs. 
Vielmehr ist die Ehe nur im Rahmen der Steuerver-
günstigungen zu berücksichtigen. Hier wird aufgrund 
der hälftigen Übertragung der Anteile an die Ehefrau 
daher nur 50 % der Grunderwerbsteuer erhoben. 
Dies führt im Ergebnis dazu, dass für die Übertra-
gung des Kommanditisten an seine Ehefrau keine 
Grunderwerbsteuer erhoben wird. 

Konsequenz 
Durch die Treuhandkonstruktion wurde hier erreicht, 
dass wirtschaftlich gesehen nicht mehr als 95 % der 
Anteile an die Ehefrau übertragen wurden, sondern 
nur 50 %. Dadurch konnte allerdings der grunder-
werbsteuerpflichtige Erwerbsvorgang nicht umgan-
gen werden, da die zivilrechtliche Beurteilung ent-
scheidend ist. 

 

4 
Wer ist Schuldner der Grunderwerb-
steuer? 

 

Kernaussage 
Je nachdem, welcher grunderwerbsteuerliche Tatbe-
stand erfüllt ist, kann es einen oder mehrere Steuer-
schuldner geben. Das Finanzministerium Baden-
Württemberg hat nun eine für die Praxis interessante 
Hilfestellung in Gestalt des Erlasses vom 18.12.2012 
veröffentlicht. In der Verfügung sind den 3 Katego-
rien "mindestens 2 Steuerschuldner", "lediglich ein 
Steuerschuldner" sowie "Sonderfälle" die entspre-
chenden gesetzlichen Tatbestände zugeordnet. 

Wesentlicher Inhalt 
Fälle mit mindestens 2 Steuerschuldnern: – Rechts-
geschäftlicher Erwerb: Käufer und Verkäufer – Ver-
trag zugunsten Dritter: Verkäufer und Käufer. Der 
Dritte ist nicht Steuerschuldner. – Umwandlung und 
Anwachsung: grundsätzlich 2 Steuerschuldner vor-
handen, jedoch geht die Steuerschuld auf den 
Rechtsnachfolger über (§ 45 Abs. 1 AO), sodass am 
Ende nur ein Steuerschuldner verbleibt. – Auflas-
sung: Auflassender und Auflassungsempfänger – Ei-
gentumserwerb kraft Gesetzes – ohne Enteignung – 
(§ 1 Abs. 1 Nr. 3 GrEStG): bisheriger Eigentümer 
und Erwerber – Anteilsvereinigung innerhalb des Or-
gankreises: grundsätzlich alle Mitglieder des Organ-
kreises. – Übertragung von bereits in einer Hand 
vereinigten Anteilen auf einen anderen Erwerber: 
bisheriger Anteilsinhaber und Anteilserwerber. – 
Gemischte Schenkung bzw. Schenkung unter Aufla-
ge: Vertragspartner des Schenkungsvertrages. Fälle 
mit nur einem Steuerschuldner: – Erwerb im Enteig-
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nungsverfahren: Erwerber. – Meistgebot im 
Zwangsversteigerungsverfahren: Meistbietender. – 
Abtretung der Rechte aus einem Kaufangebot: Be-
nennungsberechtigter. – Änderung des Gesellschaf-
terbestands einer Personengesellschaft nach (§ 1 
Abs. 2a GrEStG): die Personengesellschaft – Verei-
nigung von mindestens 95 % aller Anteile einer Ge-
sellschaft in einer Hand: Erwerber. Besondere Fälle: 
– Miteigentümer: jeder Erwerber nur die auf seinen 
Anteil entfallende Steuer. Die Miteigentümer sind un-
tereinander nicht Gesamtschuldner. – Einheitliche 
Verträge: Bei einheitlichen Verträgen ist der Bauun-
ternehmer, der mit dem Grundstückserwerber nur ei-
nen Bauerrichtungsvertrag abschließt, nicht Schuld-
ner der auf die Bauleistungen entfallenden Grunder-
werbsteuer, wohl aber (neben dem Erwerber) auch 
der Grundstücksveräußerer für die gesamte Steuer – 
Gesellschaft bürgerlichen Rechts (GbR): Erwirbt eine 
GbR ein Grundstück: GbR, nicht ihre Gesellschafter. 
– Haftung der Gesellschafter einer GbR: Der Gesell-
schafter einer GbR haftet (§ 191 Abs. 1 AO, § 128 
HGB (analog)) für die Grunderwerbsteuerschuld der 
Gesellschaft. 

 

5 
Einkünfteerzielungsabsicht bei lang-
jährigem Wohnungsleerstand 

 

Kernproblem 
Ist die Vermietung einer Wohnung beabsichtigt und 
fallen dafür vorher Aufwendungen an, können sie als 
vorab entstandene Werbungskosten berücksichtigt 
werden. Der Abzug setzt jedoch eine 
Einkünfteerzielungsabsicht voraus. Bleiben die Ein-
nahmen über mehrere Jahre aus und werden da-
raufhin fortlaufend Verlust geltend gemacht, zweifelt 
das Finanzamt häufig diese Absicht an und unter-
stellt steuerlich eine Liebhaberei. Weil der Vermie-
tungsentschluss eine innere Tatsache ist, kann nur 
aufgrund äußerlicher Merkmale und Umstände auf 
das Vorliegen oder Fehlen der Absicht geschlossen 
werden. Hierzu hat der Bundesfinanzhof (BFH) im 
Fall einer über Jahre leerstehenden Wohnung einige 
wichtige Aussagen getroffen. 

Sachverhalt 
Der Eigentümer eines teilweise selbst bewohnten 
Zweifamilienhauses erklärte bereits über Jahre hin-
weg Vermietungsverluste. In den Streitjahren 2004 
bis 2006 war eine Wohnung im Obergeschoss seit 6 
Jahren leerstehend, nachdem diese zuletzt an die 
Mutter bis zu deren Tod vermietet war. Ein im Dach-
geschoss befindliches Zimmer mit Bad des im Jahr 

1983 fertiggestellten Objekts war noch nie vermietet. 
Über eine überregionale Zeitung hatte der Eigentü-
mer etwa 4 Mal jährlich die im OG befindliche Woh-
nung möbliert zur Anmietung zu Mieten laut Miet-
spiegel angeboten. Ein für den Vermieter "geeignet 
erscheinender Mieter" konnte aber nicht gefunden 
werden. Das Zimmer im Dachgeschoss hatte er ge-
legentlich über Aushänge in der Nachbarschaft an-
geboten. Finanzamt und Finanzgericht lehnten den 
Abzug der Kosten wegen fehlender Vermietungsab-
sicht ab. 

Entscheidung 
Auch der BFH vermochte keine ernsthaften und 
nachhaltigen Vermietungsbemühungen zu erkennen. 
Zwar räumten die Richter ein, dass die Art und Wei-
se der Platzierung eines Mietobjekts am Woh-
nungsmarkt dem Steuerpflichtigen frei stehe. Für das 
Zimmer im Dachgeschoß unterstellte der BFH aber 
erst gar keine Vermietungsabsicht. Auch ein Abzug 
der Kosten der Wohnung kam für ihn nicht in Be-
tracht, denn der Vermieter hätte sein Verhalten nach 
den erkennbar erfolglos geschalteten Zeitungsanzei-
gen anpassen und sowohl geeignetere Wege der 
Vermarktung suchen als auch seine Vermietungs-
bemühungen intensivieren müssen. Zudem wären 
nach Auffassung des BFH Zugeständnisse bei der 
Miethöhe oder im Hinblick auf die als Mieter akzep-
tablen Personen zumutbar gewesen. Da das nicht 
der Fall war, ging der BFH davon aus, dass der Ent-
schluss zur Einkünfteerzielung aufgegeben wurde. 

Konsequenz 
Der BFH weist daraufhin, dass sich auch spätere 
Tatsachen und Ereignisse hätten positiv auswirken 
können (z. B. tatsächliche Vermietung); auch die 
Einschaltung eines Maklers hätte u. U. ein anders 
Bild ergeben. Im aufgezeigten Fall scheint es aber 
tatsächlich so, als hätte man das bewusst nicht ge-
wollt. Die Aussagen des BFH können aber in ande-
ren Fällen weiterhelfen. 

 

6 
Befreiung des Gehwegs von Schnee 
als haushaltsnahe Dienstleistung 

 

Kernproblem 
Die Steuerermäßigung für haushaltsnahe Dienstleis-
tungen und Handwerkerleistungen bietet nach Weg-
fall der steuerlichen Begünstigungen für selbstge-
nutzte Eigenheime fast noch die letzte Möglichkeit, 
Kosten des Privathaushalts beim Finanzamt geltend 
zu machen. Davon sind mehr Haushalte betroffen, 
als man denkt, denn wer nur schon den Schornstein-
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feger bezahlt, fällt in den Anwendungsbereich der 
Begünstigung. Die Fälle zur Steuerermäßigung von 
bis zu 4.000 EUR für Inanspruchnahme haushalts-
naher Dienstleistungen oder 1.200 EUR für Hand-
werkerleistungen finden auch immer wieder Eingang 
in die Rechtsprechung der Finanzgerichte. Schuld 
daran ist nicht selten die Finanzverwaltung, die den 
Begriff des "Haushalts" weniger weit auslegt, als das 
die Steuerpflichtigen gerne möchten. Manch ein Be-
wohner eines Wohnstifts musste sich mit dem Fi-
nanzamt über den Umfang seines Haushalts streiten, 
nur weil die Speisen in der Zentralküche vorbereitet 
und im Gemeinschaftsraum eingenommen werden 
(ein Bewohner hat vor dem Finanzgericht gewonnen 
und das Finanzamt die Revision mittlerweile zurück-
genommen). Auch im Fall von öffentlichen Erschlie-
ßungsleistungen außerhalb des Grundstücks vertritt 
das Finanzamt eine andere Auffassung als das Fi-
nanzgericht und kämpft weiter vor dem Bundesfi-
nanzhof (BFH). So ähnlich liegt der folgende Fall. 

Sachverhalt 
Das Finanzamt hatte den Ansatz der Aufwendungen 
für den Winterdienst auf dem öffentlichen Gehweg 
vor dem bewohnten Grundstück als haushaltsnahe 
Dienstleistung mit Hinweis auf die Verwaltungsan-
weisungen abgelehnt. Nach den Verlautbarungen 
der Finanzverwaltung sind nur die auf dem Privatge-
lände durchgeführten Aufwendungen begünstigt, und 
zwar unabhängig davon, ob eine konkrete Verpflich-
tung zur Reinigung oder Schneeräumung auf dem 
öffentlichem Gelände besteht. Die Rechtmäßigkeit 
dieser Regelung wurde jetzt durch das Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg angezweifelt. 

Entscheidung 
Die Richter sind zu dem Ergebnis gekommen, dass 
eine Trennung zwischen Reinigungs- und Räumar-
beiten auf dem Grundstück und dem öffentlichen 
Raum vor dem Grundstück nicht vorzunehmen ist. 
Die Aufwendungen für die Leistung des Winterdiens-
tes seien damit auch insoweit, als sie mit der konkre-
ten Verpflichtung des Anliegers zur Schneeräumung 
auf öffentlichen Wegen im Zusammenhang ständen, 
als haushaltsnah anzusehen. Die Revision vor dem 
BFH wurde jedoch zugelassen und ist dort auch an-
hängig geworden. 

Konsequenz 
Das Offenhalten gleichgelagerter Fälle mit Aufwen-
dungen hinter der Grundstücksgrenze lohnt sich al-
so, nachdem jetzt ein weiteres Finanzgericht den 
Abzug des sich aus öffentlicher Verpflichtung heraus 
ergebenen Aufwands zum Abzug zugelassen hat. 

 

7 
Bundesrechnungshof rügt Reform-
stau bei der Umsatzsteuer 

 

Kernaussage 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) erweckt gerne 
den Eindruck, mit Hochdruck Steuervereinfachungen 
anzustreben und Steuerbetrug einzudämmen. Das 
hier Anspruch und Wirklichkeit oftmals recht weit 
auseinander liegen, hat der Bundesrechnungshof 
(BRH) nun aufgezeigt. 

Pressemitteilung des Bundesrech-
nungshofs 
Der BRH hatte dem BMF diverse Vorschläge im Hin-
blick auf ein einfacheres und weniger betrugsanfälli-
ges Umsatzsteuerrecht unterbreitet. U. a. forderte 
der BRH die schon seit längerem in der Diskussion 
befindliche Reform der Steuerermäßigungen sowie 
ein einfaches Kontrollverfahren für innergemein-
schaftliche Lieferungen. Wer nun aber denkt, dass 
diese Forderungen als Vorlage für das BMF dienten, 
um Vereinfachungen umzusetzen und Mehreinnah-
men zu erzielen, der kennt die deutsche Finanzver-
waltung nicht. Der BRH stellt u. a. nunmehr fest, 
dass zwar auf einen Sonderbericht in 2010 hin eine 
Kommission zur Überarbeitung des ermäßigten 
Steuersatzes einberufen wurde, diese aber bis heute 
nicht getagt hat. Soweit Arbeitsgruppen ihre Arbeit 
beendet haben und Bedarf für Reformen sahen, fehlt 
es an der abschließenden Entscheidung hierüber. So 
kam eine Arbeitsgruppe in 2012 zu dem Ergebnis, 
dass die Besteuerung der öffentlichen Hand nicht 
dem Unionsrecht entspreche. Hierauf hatte der BRH 
schon 2004 und 2007 hingewiesen, geändert hat 
sich bisher noch nichts. 

Konsequenz 
Das BMF handelt frei nach dem Motto "wer nicht wei-
ter weiß, bildet einen Arbeitskreis". Entgegen allen 
Verlautbarungen ist nichts passiert. Soweit es Ände-
rungen gegeben hat, beruhten diese auf dem Druck 
der EU oder dienten alleine der Eindämmung der 
Steuerhinterziehung. Eine EU-konforme Überarbei-
tung des Umsatzsteuergesetzes (UStG) ist offen-
sichtlich nicht gewollt bzw. wird aus Rücksichtnahme 
auf Lobbyisten nicht angegangen. Dabei wäre gera-
de in der Umsatzsteuer eine Reform dringend nötig 
und würde auch auf Akzeptanz stoßen, da das jetzi-
ge Recht kaum noch ohne Risiken anwendbar ist. 
Unternehmen, die ihren umsatzsteuerlichen Pflichten 
nachkommen wollen, entstehen hohe Kosten, Betrü-
ger haben dagegen leichtes Spiel. Auch wenn die 
Kritik des BRH massiv ist, ist mit Änderungen nicht 
zu rechnen. So verweist die Stellungnahme des BMF 
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hierzu auf mangelnden politischen Konsens zur Re-
form des ermäßigten Steuersatzes, aber zu gegebe-
ner Zeit werde wieder darüber diskutiert. Die Ergeb-
nisse der Bund-Länder Arbeitsgruppe zur Besteue-
rung der öffentlichen Hand werden nun durch über-
geordnete Gremien überprüft; alles wie gehabt. 

 

8 
Wann ist Wiedereinsetzung bei Klage 
per Mail ohne Signatur zulässig? 

 

Kernaussage 
Die Klageerhebung zum Finanzgericht per E-Mail ist 
ohne qualifizierte elektronische Signatur formunwirk-
sam. Allerdings kann dieser Mangel beseitigt wer-
den, da grundsätzlich Wiedereinsetzung in den vori-
gen Stand möglich ist. 

Sachverhalt 
Die Kläger machten in ihrer Einkommensteuererklä-
rung 2008 verschiedene Aufwendungen geltend, die 
das Finanzamt nicht berücksichtigte. Die Kläger er-
hoben Einspruch, der mit Datum vom 6.5.2010 als 
unbegründet zurückgewiesen wurden. Nach der der 
Einspruchsentscheidung beigefügten Rechtsbehelfs-
belehrung ist die Klage schriftlich einzureichen. Am 
4.6.2010 ging die Klage beim zuständigen Finanzge-
richt Neustadt per E-Mail ohne elektronische Signa-
tur ein. Daraufhin teilte das Gericht mit, die Klage sei 
nicht ordnungsgemäß erhoben worden. Anschlie-
ßend erhoben die Kläger am 14.6.2010 nochmals 
per unterschriebenem Telefax Klage. 

Entscheidung 
Das Finanzgericht bejahte daraufhin die Zulässigkeit 
der Klage. Das Urteil ist allerdings noch nicht rechts-
kräftig. Mangels elektronischer Signatur war die Kla-
ge per E-Mail nicht formgerecht. Die anschließende 
Klage per Fax erfolgte zu spät. Jedoch ist Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand zu gewähren. Dies 
bedeutet, dass die Klage im Ergebnis nicht zu spät 
erfolgte und nun in der Sache über die Berücksichti-
gung der Aufwendungen entschieden werden kann. 
Das Finanzgericht gewährte die Wiedereinsetzung, 
da die Kläger ohne Verschulden die Frist verpassten. 
Denn als steuerliche Laien konnten sie aus der 
Rechtsbehelfsbelehrung nicht erkennen, dass das 
Schriftstück aufgrund der Schriftform mit einer eige-
nen Unterschrift oder einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur versehen sein muss. Außerdem ak-
zeptiert die Finanzverwaltung Rheinland-Pfalz bei ei-
ner ähnlichen Rechtsbehelfsbelehrung auch Ein-
sprüche per E-Mail ohne qualifizierte elektronische 
Signatur. Daher kann der Laie nicht ohne Weiteres 

erkennen, dass dies bei der anschließenden Klage 
anders ist. 

Konsequenz 
Die Entscheidung zeigt, dass man in manchen Fällen 
ein Fristversäumnis noch retten kann. Entspannter 
lebt es sich jedoch, wenn man wichtige Angelegen-
heiten, wie z. B. eine Klage, klassisch per Post ein-
reicht. 

 

9 
Tauschähnliche Umsätze zwischen 
Verleger und Zeitschriftenherausge-
ber 

 

Kernaussage 
Unternehmer schulden Umsatzsteuer nicht nur, 
wenn Geld fließt. Handelt es sich um einen Tausch 
oder tauschähnlichen Umsatz, so besteht die Gegen-
leistung für eine Leistung in einer Lieferung oder 
Dienstleistung. In der Praxis wird dies häufig überse-
hen und führt zu unangenehmen Überraschungen 
bei Betriebsprüfungen. 

Sachverhalt 
Ein Verlag stellte für diverse Ärztekammern die mo-
natlichen Kammerzeitschriften her und versandte 
diese kostenlos an die jeweiligen Ärzte. Herausgeber 
der Zeitschriften waren die Kammern, die auch für 
den Inhalt verantwortlich waren. Dem Verlag wurde 
das Recht zugestanden im eigenen Namen und auf 
eigene Rechnung Werbeanzeigen in den Zeitschrif-
ten zu platzieren. Der Verlag übernahm die Kosten 
der Herstellung und des Versandes der Zeitschriften. 
Die Kammern leisteten Zuschüsse zum Druck und 
Versand und erhielten eine prozentuale Beteiligung 
am Anzeigenerlös. Streitig war, ob die Leistung des 
Verlags als tauschähnlicher Umsatz mit Baraufgabe 
zu behandeln ist und wie ggf. die Bemessungsgrund-
lage dieses Umsatzes zu ermitteln ist. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) teilt die Auffassung, 
dass ein tauschähnlicher Umsatz vorliegt (Gewäh-
rung des Rechts auf Werbung gegen Lieferung der 
Zeitschriften). Der Umsatz bemisst sich nach den 
gesamten Kosten des Verlags für Druck und Ver-
sand der Zeitschriften abzüglich der von den Ärzte-
kammern geleisteten Zuschüsse. Letztere werden in 
Abzug gebracht, um eine Doppelerfassung zu ver-
meiden, da sie schon Bestandteil des Entgelts sind. 

Konsequenz 
Unternehmen, die ähnliche Vereinbarungen treffen, 
sollten immer prüfen, inwieweit diese Umsatzsteuer 
auslösen. Hierbei ist hilfreich, wenn der Grundsatz 



BRANCHENBRIEF IMMOBILIEN- UND BAUWIRTSCHAFT 

 n n Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater n n  Aktuelle Hinweise für das Gespräch mit Ihrem Steuerberater n n  

beachtet wird, dass Kaufleute sich nichts schenken. 
Problematisch und für viele schwer verständlich, ist 
die Ermittlung der Bemessungsgrundlage beim 
Tausch oder bei tauschähnlichen Umsätzen. Wer 
Klarheit schaffen will, sollte darauf verzichten und 
dafür sorgen, dass die erbrachten Leistungen ge-
genseitig in Rechnung gestellt werden. 

 

10 
Aufwandsentschädigung ehrenamtli-
cher Betreuer ist steuerfrei 

 

Kernproblem 
Ehrenamtliche Betreuer üben eine sonstige vermö-
gensverwaltende und damit eine selbstständige Tä-
tigkeit aus. Fraglich ist, ob die bezogene Aufwands-
entschädigung von der Einkommensteuer freigestellt 
ist. 

Sachverhalt 
Ein Steuerpflichtiger ist vom Amtsgericht in bis zu 42 
Fällen als Betreuer bestellt worden. Hierfür bezog er 
Aufwandsentschädigungen nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) von bis zu 323 EUR pro Jahr und 
betreuter Person. Das Finanzamt erfasste diese 
Aufwandsentschädigungen als steuerpflichtige Ein-
nahmen. Eine gesetzlich vorgesehene steuerfrei 
Einnahme aus einer Bundes- oder Landeskasse lie-
ge hier nicht vor, weil die Aufwandsentschädigungen 
nicht ausdrücklich als solche im Haushaltsplan aus-
gewiesen seien. Hiergegen klagte der Steuerpflichti-
ge. 

Entscheidung 
Der Bundesfinanzhof (BFH) gab der Klage statt. Die 
streitigen Einnahmen des Klägers sind nach den Be-
freiungsvorschriften des Einkommensteuergesetzes 
(EStG) steuerfrei. Es reicht aus, wenn die Auf-
wandsentschädigung in einem Bundesgesetz, hier 
dem BGB, ausgewiesen ist. Ein zusätzlicher aus-
drücklicher Ausweis im Haushaltsplan ist nicht erfor-
derlich. 

Konsequenz 
Das Urteil entfaltet unter Umständen noch Wirkung 
für die Vergangenheit. Ab 2011 sind Aufwandsent-
schädigungen für Betreuer explizit nach dem Ein-
kommensteuergesetz von der Einkommensteuer be-
freit. Der Gesetzgeber hat dabei jedoch eine Höchst-
grenze von derzeit 2.100 EUR pro Jahr (künftig vo-
raussichtlich 2.400 EUR pro Jahr) aufgenommen. 

 

11 
Ambulante Chemotherapie ist nicht 
steuerpflichtig 

 

Kernproblem  
Für gemeinnützige Organisationen ist regelmäßig 
bedeutsam, ob ihre Tätigkeiten dem (steuerpflichti-
gen) wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb oder dem 
(steuerbegünstigten) Zweckbetrieb zuzuordnen sind. 
Die Abgrenzung ist regelmäßig schwierig. 

Sachverhalt 
Eine gemeinnützige Stiftung fördert die öffentliche 
Gesundheitspflege. Im Rahmen ihres Krankenhaus-
betriebs unterhält sie eine Krankenhausapotheke. 
Diese verkauft neben Leistungen zur Versorgung der 
stationär untergebrachten Patienten Medikamente an 
Dritte, das Personal, andere Kliniken und andere 
Apotheken. Die Abgabe der Medikamente zur Ver-
sorgung von stationär untergebrachten Patienten 
und zur ambulanten Chemotherapie wurden steuer-
lich dem Zweckbetrieb zugeordnet. Das Finanzamt 
sah in der Abgabe der Zytostatika zur ambulanten 
Chemotherapie einen wirtschaftlichen Geschäftsbe-
trieb. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Finanzgerichts Münster stellt die 
Abgabe im Rahmen der ambulanten Chemotherapie 
einen Zweckbetrieb dar. Es handelt sich um eine 
einheitliche Krankenhausleistung. Diese ambulante 
Krankenhausleistung umfasst sowohl die ärztliche 
Leistung als auch die notwendige Verabreichung von 
Medikamenten während der ambulanten Behandlung 
im Krankenhaus. Deutlich wird dies nach Ansicht der 
Richter dadurch, dass die verabreichten Zytostatika 
nach dem einzelnen Krankheitsbild auf den Patien-
ten abgestimmt individuell verordnet werden und nur 
unter ärztlicher Überwachung im Krankenhaus ver-
abreicht werden können. 

Konsequenz 
Die Auffassung der Finanzrichter überzeugt. Das 
letzte Wort wird aber der Bundesfinanzhof (BFH) ha-
ben, da dort die Revision anhängig ist. 

 

12 
Neue Steuerberatervergütungsver-
ordnung in Kraft getreten 

 

Kernaussage 
Nach der Zustimmung des Bundesrates zur Novellie-
rung der Steuerberatergebühren ist die neue Verord-
nung am 20.12.2012 in Kraft getreten. In Anlehnung 
an das Gebührenrecht der Rechtsanwälte lautet die 
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Bezeichnung zukünftig "Vergütungsverordnung für 
Steuerberater, Steuerbevollmächtigte und Steuerbe-
ratungsgesellschaften (Steuerberatervergütungsver-
ordnung – StBVV)". Die Novelle berücksichtigt die 
gestiegene Preis- und Kostenentwicklung bei den 
Steuerberaterpraxen seit der letzten Anpassung im 
Jahr 1998. Der Preisindex ist in diesen 14 Jahre um 
mehr als 22 %, die Lohnkosten sind um mehr als 20 
% gestiegen. Die Aktualisierung der Steuerberater-
vergütungsverordnung beinhaltet z. B. die Schaffung 
neuer Gebührentatbestände, für die bislang keine 
Abrechnungsgrundlage bestand. Dies betrifft konkret 
die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-
me oder die Thesaurierungsrücklage oder die Zu-
sammenfassende Meldung. 

Änderungen der bestehenden Steu-
erberatervergütungsverordnung 
Folgende Vergütungssätze für Steuerberater wurden 
angehoben: die Gebührentabellen A bis E wurden li-
near um 5 % erhöht. Die Zeitgebühr wurde auf 30 – 
70 EUR je angefangene halbe Stunde angehoben; 
der Höchstgebührensatz für ein erstes Beratungsge-
spräch beträgt nun 190 EUR. Die 
Betragsrahmengebühren im Bereich der Lohnab-
rechnung wurden durchschnittlich um 80 % erhöht. 
Verschiedene Mindestgegenstandswerte bei der An-
fertigung von Steuererklärungen wurden ebenfalls 
angehoben, z. B.: Einkommensteuererklärung ohne 
Ermittlung der Einzeleinkünfte von 6.000 EUR auf 
8.000 EUR, Körperschaftsteuererklärung von 12.500 
EUR auf 16.000 EUR, Gewerbesteuererklärung von 
6.000 EUR auf 8.000 EUR, Erbschaftsteuererklärung 
von 12.500 EUR auf 16.000 EUR. Die Vorschrift für 
die Ermittlung des Überschusses der Einnahmen 
über die Werbungskosten wurde erweitert und eröff-
net nun für Vorarbeiten, die über das übliche Maß 
erheblich hinausgehen eine zusätzliche Abrechnung 
nach Zeitgebühr. Darüber hinaus kann der Steuerbe-
rater die Abrechnung einer Selbstanzeige bei Steu-
erhinterziehung künftig nach den Gegenstandswert 
vornehmen, der sich nach der Summe der berichtig-
ten ergänzten und nachgeholten Angaben bemisst. 
Der Mindestgegenstandwert beträgt hier 8.000 EUR. 
Der Gebührenrahmen für Zwischenabschlüsse wur-
de auf 10/10 bis 40/10 angehoben und entspricht 
nun dem Maß des normalen Jahresabschlusses. 

Schaffung zusätzlicher Gebühren-
tatbestände 
Die Aktualisierung der Steuerberatervergütungsver-
ordnung beinhaltet daneben auch die Schaffung 
neuer Gebührentatbestände, für die bislang keine 
Abrechnungsgrundlage bestand. Dies betrifft konkret 
die Abrechnung für die Überwachung der Lohnsum-

me oder die Thesaurierungsrücklage oder die Zu-
sammenfassende Meldung. Regelungen, die durch 
die Novelle überflüssig wurden, sind entfallen, wie z. 
B. die Abrechnungsgrundlage für die Eigenheimzu-
lage. 

 

13 
Zuwendungsbestätigungen: neue 
Muster ab 1.1.2013 

 

Kernaussage 
Spenden an gemeinnützige Körperschaften werden 
steuerlich gefördert, in dem sie im Rahmen der 
Steuerveranlagung eine steuermindernde Berück-
sichtigung finden. Voraussetzung hierfür ist die Vor-
lage einer ordnungsgemäßen Zuwendungsbestäti-
gung. 

Neues BMF-Schreiben 
Die Finanzverwaltung hat ihre verbindlichen Muster 
für Zuwendungsbestätigungen überarbeitet. Dabei 
sind die Wortwahl und die Reihenfolge der vorgege-
benen Textpassagen in den Mustern beizubehalten. 
Umformulierungen sind unzulässig. Im Einzelnen gilt 
folgendes: Auf der Zuwendungsbestätigung dürfen 
weder Danksagungen noch Werbung angebracht 
werden; entsprechende Texte sind jedoch auf der 
Rückseite zulässig. Die Zuwendungsbestätigung darf 
die Größe einer DIN A 4-Seite nicht überschreiten. 
Für Sach- und Barspenden sind unterschiedliche 
Muster zu verwenden. Es bestehen keine Bedenken, 
wenn der Zuwendungsempfänger alle ihn betreffen-
den steuerbegünstigten Zwecke nennt. Die Kennt-
nismachung des konkret mit der Spende finanzierten 
Zwecks ist nicht erforderlich. 

Konsequenz 
Die neuen Muster für Zuwendungsbestätigungen 
stehen als ausfüllbare Formulare unter 
https://www.formulare-bfinv.de zur Verfügung. Ab 
dem 1.1.2013 sind die neuen Muster zwingend zu 
verwenden; bis dahin akzeptiert die Finanzverwal-
tung auch noch Zuwendungsbestätigungen nach den 
alten Mustern. 

 

14 Neues zum Sponsoring 

 

Kernaussage 
Sponsoringverträge bergen erhebliche steuerliche 
Risiken. Sofern der Sponsor für die gewährte Zu-
wendung eine unmittelbar hiermit zusammenhän-

https://www.formulare-bfinv.de
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gende Gegenleistung erhält, ist die Umsatzsteuer zu 
beachten. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Laut Bundesfinanzministerium (BMF) unterliegen 
Zuwendungen des Sponsors beim Empfänger nicht 
der Umsatzsteuer, sofern dieser lediglich auf die Un-
terstützung durch den Sponsor hinweist, z. B. auf 
Plakaten oder der Internetseite. Hierbei kann der 
Name, das Emblem oder das Logo des Sponsors 
verwendet werden. Dem gegenüber führt jedoch die 
besondere Hervorhebung des Sponsors bzw. die 
Verlinkung zu dessen Internetseite zu steuerbaren 
Leistungen. 

Konsequenz 
Es ist ein schmaler Grat zwischen steuerbarer und 
nicht steuerbarer Leistung auf dem der Empfänger 
des Sponsorings wandelt. Eine Verlinkung zu den In-
ternetseiten des Sponsors kann, falls nicht ge-
wünscht, verhindert werden. Die Unterscheidung 
zwischen dem Hinweis auf den Sponsor auf einem 
Plakat und dessen besonderer Hervorhebung dürfte 
hingegen in der Praxis nicht immer einfach sein. 

 

15 
Eltern können Kosten für 2-sprachige 
Kindergarten abziehen 

 

Kernproblem 
Kinderbetreuungskosten werden steuerlich mit bis zu 
4.000 EUR je Kind gefördert und sind nicht (wie das 
Eltern sonst oft vom Finanzamt zu hören bekommen) 
mit dem Kindergeld bzw. Kinderfreibetrag abgegol-
ten. Ab dem Jahr 2012 ist die Unterscheidung zwi-
schen erwerbsbedingten und privaten Betreuungs-
kosten entfallen und ein Abzug nur noch als Sonder-
ausgaben möglich. Schon immer Bestand hatte die 
Einschränkung, dass Aufwendungen für Unterricht, 
die Vermittlung besonderer Fähigkeiten sowie für 
sportliche und andere Freizeitbetätigungen nicht ge-
fördert werden. In einem Verwaltungserlass nennt 
die Finanzverwaltung Schulgeld, Nachhilfe oder 
Fremdsprachenunterricht als negative Beispiele. 
Werden Kinder in einem mehrsprachig geführten 
Kindergarten betreut, kann es schon einmal Abgren-
zungsprobleme geben. 

Sachverhalt 
Eltern ließen ihre Kinder in einem städtischen Kin-
dergarten betreuen, der neben deutschen Erziehe-
rinnen auch französische Sprachassistentinnen be-
schäftigte. Die Methodik sah vor, dass die Erziehe-
rinnen mit den Kindern ausschließlich deutsch, die 
Sprachassistentinnen ausschließlich (ohne Lehrplan) 

französisch sprachen. In Planung, Durchführung und 
Auswertung der pädagogischen Aufgaben arbeiteten 
die Erzieherinnen und Sprachassistentinnen partner-
schaftlich und gleichberechtigt zusammen. Während 
die Erzieherinnen bei der Stadt angestellt waren, 
wurden die Sprachassistentinnen von einem Verein 
zur Förderung der französischen Sprache und Kultur 
gestellt, an den die Eltern eine gesonderte Vergü-
tung zahlten. Mit Begründung auf die Nichtabzieh-
barkeit von Unterrichtskosten versagte das Finanz-
amt den Abzug der an den Verein geleisteten Auf-
wendungen. 

Entscheidung 
Wie das Finanzgericht entschied auch der Bundesfi-
nanzhof zugunsten der Eltern. Der Begriff der Kin-
derbetreuung sei weit zu verstehen und umfasse 
nicht nur die behütende und beaufsichtigende Be-
treuung, sondern auch die pädagogisch sinnvolle 
Gestaltung der in Kindergärten und ähnlichen Ein-
richtungen verbrachten Zeit. Der Bildungsauftrag 
dieser Einrichtungen hindere den vollständigen Ab-
zug der von den Eltern geleisteten Beiträge und Ge-
bühren grundsätzlich nicht. Etwas anders gelte dann, 
wenn die Dienstleistungen in einem regelmäßig or-
ganisatorisch, zeitlich und räumlich verselbständig-
ten Rahmen stattfänden und die vom Leistungserb-
ringer während der Unterrichtszeit ausgeübte Auf-
sicht über das Kind und damit die behütende Betreu-
ung gegenüber der Vermittlung der besonderen Fä-
higkeiten als dem Hauptzweck der Dienstleistung in 
den Hintergrund rücke. 

Konsequenz 
Die bilinguale Kita liegt voll im Trend und kann mit 
Steuervorteilen für die Eltern werben (zumindest so-
lange es "unorganisiert und ohne Konzept" zugeht). 

 

16 Schulessen und Umsatzsteuer 

 

Kernaussage 
Schulessen soll gut und günstig sein. Es stößt daher 
allgemein auf Unverständnis, wenn hierfür Umsatz-
steuer abzuführen ist. 

Auffassung des Bundesfinanzminis-
teriums 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat aktuell in 
einer Pressemitteilung in groben Zügen dargestellt, 
unter welchen Bedingungen Schulessen steuerfrei 
bzw. zum ermäßigten Steuersatz (7 %) an die Schü-
ler abgegeben werden kann. Steuerfrei ist das 
Schulessen, wenn die Abgabe der Speisen und Ge-
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tränke durch eine gemeinnützige Einrichtung erfolgt, 
die einem Wohlfahrtsverband als Mitglied ange-
schlossen ist. Ferner kommt eine Steuerbefreiung für 
Personen und Einrichtungen in Betracht, die über-
wiegend Jugendliche für Erziehungs-, Ausbildungs- 
oder Fortbildungszwecke aufnehmen. Es ist nicht er-
forderlich, dass den Jugendlichen Unterkunft und 
volle Verpflegung gewährt wird. Unter diese Befrei-
ung fallen auch Schulen, allerdings muss die Ver-
pflegungsleistung durch den Schulträger erfolgen. 
Erfolgt die Lieferung der Speisen durch eine ge-
meinnützige Körperschaft im Rahmen ihres Zweck-
betriebes, unterliegt dies dem ermäßigten Steuer-
satz. Als Beispiel führt das BMF hier die Grundver-
sorgung der Schüler mit Essen durch gemeinnützige 
Mensa- bzw. Schulfördervereine an. Wird das Essen 
allerdings durch Dritte, z. B. Cateringunternehmen, 
bereitgestellt, kommt eine Steuerbefreiung nicht in 
Betracht. Der ermäßigte Steuersatz greift dann nur, 
wenn der Caterer lediglich Lebensmittel liefert. 

Konsequenzen 
Es ist ersichtlich, dass die Umsatzbesteuerung des 
Schulessens wesentlich davon abhängt, von wem es 
angeboten wird. Ein und dasselbe Schulessen kann 
je nach Konstellation steuerfrei sein bzw. der Um-
satzsteuer zu 7 % oder 19 % unterliegen. Ursächlich 
hierfür ist das im Bereich der Steuerbefreiungen bzw. 
-ermäßigungen unsystematische und komplexe Um-
satzsteuergesetz (UStG). Insgesamt vermittelt die 
Pressemitteilung den Eindruck, dass Schulessen re-
gelmäßig begünstigt ist. Dies ist jedoch nicht ganz 
korrekt. Soweit die Bereitstellung des Schulessen z. 
B. von Caterern übernommen wird, dürfte dies ange-
sichts der jüngsten Rechtsprechung des Europäi-
schen Gerichtshofs (EuGH) sowie des Bundesfi-
nanzhofs (BFH) fast immer dem Regelsteuersatz (19 
%) unterliegen. Den Verantwortlichen einer Schule, 
die das Schulessen organisieren, kann daher nur ge-
raten werden sich hier steuerlich beraten zu lassen, 
um nicht letztendlich selbst für Fehler gerade stehen 
zu müssen. 

 

17 
Kommunale Kindertagesstätten be-
gründen einen Betrieb gewerblicher 
Art 

 

Kernproblem 
Kindertagesstätten (Kitas) werden vielfach von 
Kommunen als Ausfluss ihres hoheitlichen 
Tätigwerdens betrieben. Aufgrund des Wettbewerbs 
mit privat betriebenen Kitas ist fraglich, ob kommuna-

le Kitas weiterhin dem hoheitlichen Bereich der 
Kommunen zuzuordnen sind. 

Sachverhalt 
Eine Stadt unterhält als Trägerin der öffentlichen Ju-
gendhilfe eigene Kitas, die sie als steuerlich nicht re-
levanten Hoheitsbetrieb behandelte. Das Finanzamt 
sah darin einen Betrieb gewerblicher Art; es schätzte 
einen Gewinn von 5.000 EUR und setzte Körper-
schaftsteuer in Höhe von 291 EUR fest. Hiergegen 
klagte die Stadt und verlor. 

Entscheidung 
Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs (BFH) unterhält 
die Stadt mit den Kitas einen Betrieb gewerblicher 
Art. Unabhängig vom sozialpolitischen und -
rechtlichen Förderungsauftrag ist maßgeblich darauf 
abzustellen, dass die kommunalen Kitas in einem 
Anbieter- und Nachfragewettbewerb zu anderen Ki-
tas stehen. Die notwendige Einnahmeerzielungsab-
sicht ist durch die eingeforderten Elternbeiträge ge-
geben. 

Konsequenz 
Aufgrund des zentralen Wettbewerbsgedanken im 
Steuerrecht ist die Behandlung als Betrieb gewerbli-
cher Art sachgerecht. Umfassende Steuerzahlungen 
sind für diese Betriebe aber nicht zu befürchten. Re-
gelmäßig ist der Kita-Betrieb gewerblicher Art von 
der Umsatzsteuer befreit; ertragsteuerlich liegt ein 
Zweckbetrieb vor, sofern der Kita-Betrieb gewerbli-
cher Art eine gemeinnützige Satzung erhält. Kom-
munale Träger werden auf das Urteil reagieren müs-
sen. Zielführend kann eine gemeinnützige Satzung 
für die Kita-Betriebe sein. 

 

18 
Brennpunkt – Facebook im Arbeits-
recht 

 

Kernfrage 
Soziale Netzwerke sind aus dem heutigen Leben 
nicht mehr wegzudenken. Allerdings stellen diese 
Netzwerke keinen rechtfreien Raum dar. Beleidigun-
gen und ehrverletzende Äußerungen in sozialen 
Netzwerken sind schnell geschrieben, wirken aber 
nach. Gerade im Arbeitsrecht stellen solche Äuße-
rungen zunehmend den Ausgangspunkt für Rechts-
streiten dar, die in der Regel darüber geführt werden, 
ob Äußerungen bei Facebook zur Kündigung führen 
können. 2 jüngere, nur Tage auseinanderliegende 
Entscheidungen des Arbeitsgerichts Duisburg einer-
seits und des Landesarbeitsgerichts Hamm anderer-
seits zeigen, wie unterschiedlich die Gericht mit 
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Facebook umgehen bzw. wie unklar die Rahmenbe-
dingungen noch sind. 

Sachverhalte 
In dem vom Arbeitsgericht Duisburg zu entscheiden-
den Fall wurde der Kläger, der eine Vielzahl von Kol-
legen als Facebook-Freunde hatte, von Kollegen 
beim Arbeitgeber zu Unrecht denunziert. Diese Kol-
legen bezeichnete er auf seiner Facebook-Seite oh-
ne namentliche Nennung als "Speckrollen" und 
"Klugscheißer". Daraufhin kündigte der Arbeitgeber 
das Arbeitsverhältnis. In dem beim Landesarbeitsge-
richt Hamm anhängigen Fall trug ein 26jähriger Aus-
zubildender in einem Medienunternehmen auf sei-
nem Facebook-Profil unter der Rubrik "Arbeitgeber" 
Folgendes ein: "Menschenschinder und Ausbeuter, 
Leibeigener Bochum, daemliche Scheiße fuer Min-
destlohn -20 %". Daraufhin kündigte der Arbeitgeber 
das Ausbildungsverhältnis fristlos. 

Entscheidungen 
Das Arbeitsgericht Duisburg hielt die Kündigung im 
ersten Fall für unwirksam. Zur Begründung führte es 
an, die Beleidigungen "Speckrolle" und "Klugschei-
ßer" seien im Affekt vor dem Hintergrund der fal-
schen Denunziation erfolgt. Zudem habe der Kläger 
keinen Kollegen namentlich genannt. Das Landesar-
beitsgericht Hamm hielt die fristlose Kündigung des 
Auszubildenden im zweiten Fall auch ohne vorherige 
Abmahnung für zulässig. Da die Äußerungen einer 
Vielzahl von Personen im Internet zugänglich gewe-
sen seien, habe der Kläger nicht davon ausgehen 
dürfen, dass diese keine Auswirkungen auf das Aus-
bildungsverhältnis haben würden. Auch die Beson-
derheiten des Ausbildungsverhältnisses stünden ei-
ner fristlosen Kündigung nicht entgegen, da der 
26jährige Kläger seine Äußerungen ausreichend hät-
te reflektieren können. 

Konsequenz 
Die Entscheidungen zeigen, wie unterschiedlich die 
Rechtsprechung noch mit sozialen Netzwerken um-
geht. Fest steht insoweit lediglich, dass Äußerungen 
in solchen Netzwerken über Äußerungen im Kolle-
genkreis hinaus gehen, weil sie einer Vielzahl von 
außenstehenden Personen zugänglich sind. Deshalb 
sind grobe Beleidigungen auch geeignet, Kündigun-
gen – auch fristlose – zu rechtfertigen. 

 

19 
Ehrenamt begründet keine Arbeit-
nehmereigenschaft 

 

Kernfrage 
Eine Vielzahl von Tätigkeiten wird von Ehrenämtlern 

ausgeübt. Dabei sind die Grenzen zwischen ehren-
amtlicher Tätigkeit und einer abhängigen Beschäfti-
gung oft fließend. Steuerlich und sozialversiche-
rungsrechtlich gelten besondere Verdienstgrenzen. 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) hatte kürzlich über 
die Abgrenzung zwischen Arbeitsverhältnis und Eh-
renamt aus arbeitsrechtlicher Sicht zu entscheiden. 

Sachverhalt 
Die Klägerin war über lange Jahre bei einer karitati-
ven Einrichtung als ehrenamtliche Telefonseelsorge-
rin tätig. Sie erhielt hierfür eine Unkostenentschädi-
gung von 30 EUR im Monat. Die Einrichtung be-
schäftigte einen hauptamtlichen Seelsorger und eine 
Vielzahl Ehrenämtler und unterhielt hierfür die ent-
sprechenden Räumlichkeiten. Die Tätigkeit der 
Ehrenämtler erfolgte auf der Grundlage von Dienst-
plänen, in die sie sich monatlich eintrugen. Dabei 
wurde von den Ehrenämtlern erwartet, regelmäßig 
tätig zu werden. Als die Einrichtung die Klägerin von 
ihrem Dienst entband, erhob sie Kündigungsschutz-
klage und behauptete, Arbeitnehmerin der Einrich-
tung gewesen zu sein. Sie unterlag zuletzt vor dem 
BAG. 

Entscheidung 
Ein Arbeitsverhältnis lag zwischen den Parteien nicht 
vor. Das Gericht stütze die Entscheidung darauf, 
dass die Tätigkeit der Klägerin nicht auf die Siche-
rung ihrer Existenz gerichtet war. Die ehrenamtliche 
Ausübung war vielmehr Ausdruck ihrer inneren Hal-
tung und dem Wunsch, Menschen mit Sorgen und 
Nöten zu helfen. Deshalb sei auch die Vereinbarung 
der Unentgeltlichkeit zulässig. In der Gesamtbewer-
tung bestünden darüber hinaus keine Anhaltspunkte 
dafür, dass arbeitsrechtliche Schutzvorschriften um-
gangen worden seien. 

Konsequenz 
Die Entscheidung sichert ehrenamtliche Tätigkeit je-
denfalls dort, wo kein Entgelt gezahlt wird und die 
Tätigkeit auf das Gemeinwohl gerichtet ist. Karitative 
Einrichtungen können davon ausgehen, dass sie 
nicht Gefahr laufen, die Ehrenämtler seien als Ar-
beitnehmer anzusehen; mit allen arbeitsrechtlichen, 
(lohn)steuerlichen und sozialversicherungsrechtli-
chen Konsequenzen. Die Entscheidung hätte anders 
ausgehen können, wenn die Einrichtung eine Ent-
schädigung im Bereich einer Vergütung gezahlt hät-
te. 
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20 
Verjährung der Bescheinigung nach § 
4 Nr. 20a UStG 

 

Rechtlage 
Bestimmte kulturelle Einrichtungen des öffentlichen 
Rechts (z. B. Theater, Orchester etc.) sind steuerbe-
freit. Für andere Unternehmer, denen bescheinigt 
wird, dass sie die gleichen kulturellen Aufgaben wie 
die Einrichtungen des öffentlichen Rechts erfüllen, 
gilt die Steuerbefreiung ebenfalls (§ 4 Nr. 20a UStG). 
Die entsprechende Bescheinigung wird von der zu-
ständigen Landesbehörde ausgestellt. Die Beschei-
nigung kann sowohl von den Unternehmern als auch 
von der Finanzverwaltung beantragt werden. Wird 
sie erteilt, ist die Steuerbefreiung zwingend. Dies ist 
nicht immer von Vorteil, da mit der Steuerbefreiung 
der Verlust des Vorsteuerabzuges einhergeht. Vielen 
Unternehmern wurde dieser Umstand zum Verhäng-
nis, wenn die Finanzverwaltung erst Jahre später die 
Bescheinigung rückwirkend beantragt hatte. Die ge-
samte bis dahin gezogene Vorsteuer nebst Zinsen 
musste dann zurückgezahlt werden. Um dieses 
Problem zu mindern, wurde mit Wirkung vom 
1.1.2011 die rückwirkende Erteilung der Bescheini-
gung zeitlich auf 4 Jahre begrenzt. 

Neue Verwaltungsanweisung 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat nun zur 
Neuregelung Stellung bezogen. Es erläutert u. a. an-
hand eines Beispiels die Regelung der Verjährung im 
Hinblick auf die Erteilung bzw. Aufhebung der Be-
scheinigung nach § 4 Nr. 20a UStG. 

Konsequenz 
Das Schreiben ist von den betroffenen Unterneh-
mern immer dann zu Rate zu ziehen, wenn die Be-
scheinigung noch nachträglich mit Rückwirkung für 
die Vergangenheit erteilt werden soll. Dies wird ent-
weder der Fall sein, wenn der Unternehmer selbst 
noch die Steuerbefreiung zu seinen Gunsten geltend 
machen möchte oder wenn die Finanzverwaltung 
dies zu seinen Ungunsten beabsichtigt. Aufgrund der 
Komplexität der Verjährungsregelung sollten betrof-
fene Unternehmer trotz des vorliegenden Schreibens 
diesbezüglich steuerlichen Rat einholen. Generell ist 
allerdings zu empfehlen, dass die Unternehmer die 
Bescheinigung schon vor Aufnahme ihrer Tätigkeit 
beantragen, um Rechtssicherheit zu erreichen und 

seriös kalkulieren zu können. Eines Blickes in das 
vorliegende Schreiben bedarf es dann nicht mehr. 
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Alle Informationen und Angaben in diesem BranchenBrief haben 
wir nach bestem Wissen zusammengestellt. Sie erfolgen jedoch 
ohne Gewähr. Diese Information kann eine individuelle Beratung 
im Einzelfall nicht ersetzen. 
 

 

 

Für weitere Fragen zu den vorstehenden Themen steht 
Ihnen Herr Steuerberater 
Heiko Brand gerne zur Verfügung. 

Heiko Brand, Steuerberater 
Paul-Hartmann-Str. 61, 89522 Heidenheim/Brenz 

Fon 07321 27719-0  -  info@steuerberater-
brand.de 

 

www.steuerberater-brand.de 
 

Wir möchten unseren Mandanten ein zuverlässiger Partner 

in allen Beratungssituationen sein, sei es bei der Beantwor-

tung von Spezialfragen oder auch bei der Lösung komple-

xer Probleme. 

Unsere Beratungsschwerpunkte liegen in den Bereichen  

ü Steuerberatung  

ü Firmenumstrukturierungen 

ü Sanierungen / Sanierungsgutachten 

ü Unternehmens- und Wirtschaftsberatung 

ü Coaching für Unternehmer 

Sprechen Sie uns an!  

 

 

 
 


